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Das Selbſtbeſtimmungsrecht Schlefiens
Die Preſſeſtelle des Volksrates zu Breslau, Zentralrat für

Mie Provinz Schleſien, teilt mit: Die in den letzten Wochen her-
vorgetretenen ſeparatiſtiſchen Veſtrebungen in Schleſien und
beſonders in Oberſchleſien hatten Veranlaſſung gegeben, für
Montag, den 30. Dezember 1918, den Provinzialvolksausſchuß
für Schleſien im Breslauer Rathaus zuſammenzurufen. Der

präſidierte der preußiſche Miniſter des
Jhr wohnten ferner der Volksbeauf-

tragte Landsberg, Vertreter aller Regierungsbehörden mit
Ober präſident Dr. von Guenther an der Spitze,
ferner Vertreter aller politiſchen Parteien, des Zen-
tralſoldatenrates und der militäriſchen Behörden ſowie der
poberſchleſiſchen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkreiſe bei. Die
Verhandlung berührte in der Hauptſache die tſchechiſche und
die ober ſchleſiſche Lage.

Hinſichtlich der tſchechiſchen Frage wurde feſtgeſtellt, daß
Grund zur Sorge für die ſchleſiſche Grenzbevölkerung zurzeit
nicht vorliege, zumal die Reichsregierung entſchloſſen ſei, mit
allen Machtmitteln Angriffen entgegenzutre-
ten, die unter Verletzung des Waffenſtillſtandes von Nachbar
gationen auf deutſches Gebiet gemacht würden.

In der oberſchleſiſchen Frage wurde nach eingehenden viel
ſtündigen Verhandlungen, in denen alle Gründe beſprochen

die für eine Lostrennung Schleſiens und
Oberſchleſiens vom Reich überhaupt in Betracht kommen
könnten, die nachſtehende Entſchließung nahezu einſtimmig ge-
faßt:

1. Alsbaldige Beſetzung leitender Stellen und politiſcher Be
amtenſtellen mit Männern, die Verſtändnis für die
Beſonderheiten der Verhältniſſe Oberſchleſiens haben und Vertrauen bei der Bevölkerung
genießen, unter weiteſtgehender Heranziehung katholi-
ſcher, polniſch ſprechender Männer, wird zugeſagt.

3. Das Verhältnis von Kirche
religiöſer, politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung kann
nur unter Wahrung aller berechtigten Wünſche
Oberſchleſiens auf geſetzlichem Wege und nach Be-
nehmen mit den kirchlichen Behörden geändert werden.
Die Erteilung des Religionsunterrichtsin öffentlichen und privaten Schulen darf gleichfalls nur
unter Wahrung aller berechtigten Wünſche Oberſchleſiens
auf geſetzlichem Wege geregelt werden. Dabei wird die
Regierung mit aller Macht eintreten für die Freiheit
der Religionsausübung, für den Religions-
unterricht in der Mutterſprache in der Schule und für die
Unverſehrtheit des kirchlichen Vermögen s.

3. Eine eigene Delegatur des fürſtbiſchöflichen
Stuhles für Oberſchleſien mit dem Sitz im Jnduſtrie-
bezirk wird bei den kirchlichen Stellen erbeten werden.

4. Vor dem Erlaß von Anordnungen, die wichtige oberſchle-
ſiſche Jntereſſen berühren, hat die Zentralregierung mit
den zuſtändigen ſchleſiſchen Behörden Fühlung zu
nehmen.

5. Ein beſonderer Kommiſſar für Oberſchleſien wird beim
Oberpräſidium und dem Zentralrat für Schleſien zur
ſtändigen Vertretung der Wünſche Oberſchleſiens beſtellt
werden.

Miniſter Hirſch faßte die Stellung der Regierung dahin zu
ſammen: Jch glaube, die Debatte hat erwieſen, daß die Ver
ſammlung in überwiegender Mehrheit den Gedanken der Er-
richtung einer beſonderen Republik Oberſchleſien

ferner, daß ſie mit derſelben Mehrheit auch den
Gedanken einer Republik Schleſien ablehnt. Es iſt gebeten wor-

ben, daß die Regierung der Provinz Schleſien den erforder-
lichen Schutz angedeihen laſſen ſoll. Jch kann namens der
Regierung erklären, daß wir bereit ſind, alles, was in
unſeren Kräftenſteht, nach dieſer Richtung hin
zu tun.von Berlin aus gewähren, oder ob wir mit Rückſicht auf die be-
ſonderen Verhältniſſe Schleſiens
virigieren, in der Weiſe,
verlangt wird. Was die Forderungen anbetrifft,
Anträgen erhoben werden, ſo kann ich erklären,
Berlin dem Kabinett mit allem Ernſte
Beſchlußfaſſung unterbreiten werden; im übrigen möchte
ich für meine Perſon bereits heute die Erklärung abgeben,
ich innerhalb der preußiſchen Staatsregierung dafür

taillone zur Verfügung, von denen indeſſen nur drei als

Wir werden überlegen, ob wir dieſen Schutz direkt

noch Schutz nach Schleſien
wie es in den vorliegenden Anträgen

die in Jhren
daß wir ſie in

zur ſchleunigſten
daß

eintreten

Cin feindliches Ultimatum
Wie der „D. T.“ von zuverläſſiger Seite mitgeteilt wird,

haben die im Baltikum gelandeten Engländer ein Ultimatum
an das deutſche Oberkommando und damit an die deutſche
Regierung gerichtet, nicht nur die Bolſchewiſten auf
der bisherigen Linie aufzuhalten, ſondern auch Walk und
Wenden wiederzunehmen. Anderenfalls würde die
Entente in Deutſchland einrücken. Die Bol-
ſchewiſten haben zwei Heere angeſetzt, eines in der Stärke
von vier Diviſionen auf Riga und eines in der Stärke von
drei Diviſionen auf Wilna --Kowno. Das Heer auf Riga
iſt von einem aktiven ruſſiſchen General geführt und gut

rüſtet. Vorläufig haben wir dagegen nur 10 Ba-

und Staat in

werde, daß einſtweilen der Provinz Schleſien ein ge
wiſſes Selbſtbeſtimmungsrecht, insbeſondere zur
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung gewährt wird.

Die „Dresdner Neueſten Nachrichten melden aus
Berlin: Die Eiſenbahn Poſen--Thorn iſt von den Polen
beſetzt. Die Eiſenbahnlinie Poſen--Liſſa iſt in Händen
der polniſchen Arbeiterräte. Nach Meldungen aus Schneide
mühl haben die Polen bereits in Gneſen durch Mauer-
anſchläge die Vereinigung mit dem Königreich Polen aus
geſprochen.

Die polniſche Regierung iſt in keiner Weiſe, wie das
anfänglich von polniſcher Seite behauptet wurde, von der
Entente gegen Deutſchland aufgeputſcht worden, ſondern ſie
iſt von vornherein ein williges Werkzeug in der
Hand der Entente geweſen. Das geht klar aus den
Darlegungen Pichons in der franzöſiſchen Kammer hervor,
in denen es heißt:

„Das polniſche Nationalkomitee iſt von allen Alliierten
als regelrechte Regierung anerkannt. Das ruſſiſche Polen
betrachtet es als ſeinen Vertreter, die deutſchen Polen
vertrauen ihm ihre Intereſſen an und die Volkspartei
Galiziens tat dasſelbe. Wir veranlaßten den Beſuch
eines Vertreters, des Generals Pilſudski, der die Re
gierung in Warſchau bildete. Seine Regierung iſt von
allen verbündeten Mächten und allen bedeutenden pol
niſchen Gruppen anerkannt. Dank ihr organiſierten wir
die polniſche Bewegung gegen die deutſche Macht.“

Aus dieſen Darlegungen aber geht hervor, daß die
polniſche Mohilmachung wirklich mehr als Poſe iſt.

Gegenüber den vielfachen Ausſtellungen wegen der An
weſenheit Paderewskis in Poſen wird folgendes mitgeteilt:
Von deutſcher Seite war für die Reiſegeſellſchaft Paderews

kis, der in letzter Zeit als Vertreter Polens in Amerika beſtellt
war, freies Geleit nur für die Fahrt von Danzig nach Warſchau
zugeſichert worden, jedoch nicht zur Reiſe nach Poſen.
Der Aufforderung eines deutſchen Offiziers, der Paderewski
entgegengeſandt wurde, Paderewski möge mit Extrazug ſogleichnach Alexandrowo fahren, leiſtete Paderewski nicht Fotge: Der

von dem Offizier erhobene Proteſt gegen die Reiſe Paderewskis
nach Poſen wurde von dem Paderewski begleitenden engliſchen
Oberſt Wade entgegengenommen, der jedoch behauptete, daß die
Waffenſtillſtandskommiſſion über die beabſichtigte Reiſe
Paderewskis nach Poſen informiert ſei. Dieſe Be
hauptung entſpricht aber nicht den
Vielmehr bezog ſich der Antrag des Vorſitzenden der engliſchen
Waffenſtillſtandskommiſſion lediglich auf freies Geleit für
eine Reiſe Paderewskis von Danzig nach War-
ſchau, das deutſcherſeits auch nur für dieſe letztere Reiſeroute
zugeſagt wurde. Die deutſche Regierung hat durch ihre Ver
treter in der Waffenſtillſtandskommiſſion in Spaa bereits vor
Ausbruch der Unruhen in Poſen den Alliierten gegenüber ſcharf
betont, daß der Aufenthalt Paderewskis in Poſen keinesfalls ge
ſtattet werden, und daß die Verantwortung für etwa aus Pade-
rewskis Anweſenheit in Poſen entſtehende Vorkommniſſe nicht
übernommen werden können. Auch neuerdings iſt von unſeren
Vertretern in Spaa Einſpruch dagegen erhoben worden, daß das
dem engliſchen Oberſt Wade gewährte Freigeleit zur An
zettelung aufrühreriſcher Demonſtrationen mißbraucht werde.
Es iſt von den Alliierten verlangt worden, ſofort Anweiſung zu
geben, daß Paderewski und Wade Deutſchland
auf dem ſchnellſten Wege verlaſſen.

Der Arbeitsausſchuß, der nach einem Vortrage des früheren
Staatsſekretärs von Hintze zum Schutze der Graf-
ſchaft Glatz gegründet worden iſt, wendet ſich an alle Graf-

ſchafter in Stadt und Land und in der Fremde mit der Auffor-
derung, überall Proteſtverſammlungen gegen die Abtretung der
Grafſchaft zu veranſtalten. Um ein einheitliches Handeln zu
erreichen, bittet der Arbeitsausſchuß, ihn von allen Veranſtal
tungen vorher in Kenntnis zu ſetzen.

unbedingt zuverläſſig gelten. Die Engländer haben in
Riga eine Zerſtörerflottille und einen Kreuzer, mit Truppen,
die bereit ſind, an Land zu gehen, in Liban eine Zerſtörer-
flottille und einen leichten Kreuzer und in Reval eine Zer-
ſtörerflottille. Auf das deutſche Erſuchen hin, Hilfe gegen
die Bolſchewiſten zu leiſten, haben ſie abgewinkt; nur in
Riga kam, wie bereits gemeldet, eine Artillerieunterſtützung
in Gang.

Die deutſche Regierung hat bisher lediglich mitgeteilt,
daß die Entente die Niederhaltung des Bolſchewismus im
Baltikum fordere. Warum hat ſie es nicht für nötig ge-
halten, das feindliche Ultimatum, das die Wiedereinnahme
von Walk und Wenden fordert, dem deutſchen Volke mit

zuteilen? Hat ſie es uökig, ſich in eine Geheimdiplomatte
zu hüllen?

Hierzu wird von W. T. B. folgende Mitteilung ver
breitet:

Verlin, 1. Januar.
Von einem Ultimatum, daß die im Baltikum gelande-

ten Engländer an das deutſche Oberkommando und damit
an die deutſche Regierung gerichtet haben ſollen: nicht nur
die Bolſchewiſten auf der bisherigen Linie aufzuhalten, ſon
dern auch Walk und Wenden wiederzunehmen, anderenfalls
würde die Entente in Deutſchland einrüchen iſt weder an
hieſiger zuſtändiger Stelle noch bei Oberoſt etwas bekannt.

8

Haag, 31. Dezember.
Der Pariſer „Temps“ hat Mitteilungen aus dem

Hauptquartier erhalten, wonach die amtliche Anweſenheit
von Vertretern der mit der Entente im Kriegszuſtand be-
findlichen Moskauer Sowjetregierung auf deutſchem Boden
den Alliierten die Fortführung der Waffenſtillſtandsver
handlungen und die Einleitung von Friedensbeſprechungen
unmöglich machen wird.

7

In der erſten Sitzung der deutſchen Kommuniſten hat der
Chef der ruſſiſchen Weltpropaganda, Radek, mit nicht zu über
bietender Deutlichkeit und Offenheit ausgeſprochen, daß es das
Ziel der neuen Partei ſein müßte, Deutſchland als Bun
des genoſſen Rußlands in den Krieg mit der Entente
zu treiben. Dieſe Offenheit des ruſſiſchen Vertreters hat offen-
bar die Leitung der deutſchen Bolſchewiſtenvartei in einige Ver
legenheit verſetzt, denn, ſo ſchreibt die „Voſſ. Ztg.“, heute unter
nahm Frau Roſa Luxemburg das Kunſtſtück, die Verbrüderung
mit den Ruſſen als eine „Sicherung des Friedens“ hinzuſtellen
und gegen die deutſche Regierung den Vorwurf zu erheben, daß
ihre Ablehnung gegenüber der tödlichen Umarmung der Ruſſen
einen neuen Krieg bedeutel! Das iſt ſo ziemlich die tollſte
Verdrehung, die ſich denken läßt, nachdem am Tage zuvor Radek
im ſelben Raum das Kriegsprogramm der ruſſiſchen Regierung
offen bekannt hat. Keine Ableugnung kann den Takbeſtand ver
wiſchen, daß jede Verbindung mit der ruſſiſchen Räteregierung
unſeren Friedensſchluß mit der Entente verhindert und unſer
Volk dem grauenhafteſten Elend ausſetzt. Es bleibt dabei, daß
uns nur die Wahl bleibt zwiſchen dem Frieden oder dem Bol-
ſchewismus, deſſen Apoſtel ſelbſt erklärt hat, daß die ruſſiſchen
Arbeiter mit den deutſchen Genoſſen zuſammen am Rhein gegen
das angelſächſiſche Kapital zu kämpfen gedenken.

Die Schwäche der Regierung in den
polniſchen Fragen

Es gibt eine alte Redensart „jetzt iſt Polen offen“ ſie
erinnert an die Zeit, als Polen, von Parteiungen zerriſſen,
ſeine Grenze nicht ſchützte, ſondern ſie überall der Willkür
der Nachbarn preisgeben mußte. Die Zeiten haben ſich ge
ändert. Deutſchland iſt „offen“, und wie die
Geier ſich um ein Aas ſammeln und der hier der dort ein
Stück vom Leibe reißt, ſo die Nachbarn Deutſchlands, am
gierigſten die Polen.

Es iſt wenig über zwei Jahre her, das aus deutſcher
Hand die polniſche Nation ihre Selbſtändigkeit wieder
erhielt, die ſie über 120 Jahre entbehrt hatte, ſie benutzt ſie,
um ſich von der Entente, Deutſchlands Feinden, auch preu
ßiſche Provinzen garantieren zu laſſen, ſie fordert nun nicht
nur die Provinz Poſen, ſondern auch das faſt ganz deutſche
Weſtpreußen und Oberſchleſien, deſſen polniſch
ſprechende Bevölkerung ſich bis vor kurzem, vor
dem Anſturm großpolniſcher Agitatoren, nie als Polen ge-
fühlt hat. Waren dieſe Anſprüche ungeheuerlich, ſo wuchs
die Gefahr ins Ungemeſſene, als bei uns eine neue Re
gierung ans Ruder kam, für die der Schutz der Grenzen an
zweiter Stelle ſtand. An erſter ſtand für ſie die Erhaltung
der eigenen Macht, die dazu beſtimmt iſt, einer Klaſſe die
Herrſchaft zu verſchaffen und zu ſichern. Die Herrſchaft
der „Junker“ iſt erſetzt durch die der Proletarier, aber
der „Junker“ hatte Sinn für nationale Ehre, für
die der Proletarier nur ein Grinſen hat. „30 000 Polen
ſind im Anmarſch auf Berlin“, ruft man in der Tagung der
Berliner Soldatenräte. Und als Antwort hört man ſo
alberne Worte wie „die Polen ſind provoziert worden, ſie
ſollen nur ruhig kommen“. Wahrſcheinlich glauben die
Unverbeſſerlichen immer noch, daß die Polen ſich unter die
rote Fahne ſtellen werden. Aber die ſeltſame Annahme,
daß die Polen provoziert ſeien und ſich alſo alles erlauben
dürften, teilt ja auch Herr v. Gerlach, den Gottes Zorn
zum Unterſtaatsſekretär im Miniſterium des Jnnern ge
macht hat, und der ſich beibringen ließ, daß Deutſche
und Polen überall dasſelbe wollen. Die-
ſelbe Auffaſſung hatten auch die im Poſenſchen garni-
ſonierenden deutſchen Soldaten, die ſich nach Hauſe ſchicken



ließen, ſo daß die deutſchen Truppen dort ſchließlich nur
noch Polen beſtanden. Das dauerte bis zur Rückkehr
der Fronttruppen, und die Folge ſind die häßlichen und
lutigen Kämpfe in der Stadt Poſen.

Etwas anders lagen die Dinge in Oberſchleſien. Der
polniſch ſprechende Oberſchleſier hat ſich nie als Pole ge

hlt, aber er empfand doch bitter die geringe Schätzung
es „Waſſerpolacken“. Nun haben in Breslau Be

wrechungen mit den Vertretern der Regierung ſtatt
gefunden, und da erlangten ſie weitgehende Heranziehung
katholiſcher polniſch ſprechender Männer“. Die Oppo
fition in Oberſchleſien iſt mindeſtens ebenſo
katholiſch wie polniſch, und hier hat die unglückliche Kirchen
politik des kenntnisloſen und dünkelhaften Adolf Hoff
mann das Maß voll gemacht. Die Regierung mußte
auch hier nachgeben, ſie hat auch die Erteilung des
Religionsunterricht in der polniſchen Sprache genehmigt,
eine Frage, in der ſelbſt der fürſtbiſchöfliche Stuhl in
Breslau ſich ablehnend verhalten hat. So iſt denn auf eine
Forderung der Oberſchleſier eine eigene Deligatur für das
polniſch ſprechende Schleſien, ſowie im Breslauer Ober-
präſidium ein beſonderer Kommiſſar beſtellt worden. Mit
dem Abſchluß dieſer Verhandlungen ſind wohl die Los-
reißungsbeſtrebungen Oberſchleſiens erledigt. Die Berliner
Zentralregierung aber kann nicht viel mehr tun, als
Kenntnis von dieſen Abmachungen nehmen.
Denn was ſagt der Miniſter Hirſch, der Vorgeſetzte des
Herrn v. Gerlach? Er wollte Sorge tragen, „daß einſt
weilen der Provinz Schleſien ein gewiſſes Selbſtbeſtim-
mungsrecht, insbeſondere zur Aufrechterhaltung der Ruhe
und Ordnung gewährt wird“. Das heißt alſo, ſeine Grenzen
nach außen gegen Polen und Tſchechen hat Schleſien allein
zu ſchützen, die dekretierende und debattierende Regierung
in Berlin iſt dieſer einfachſten Aufgabe nicht gewachſen, ſie
kann ſich nicht um die Provinz kümmern. kann ja nicht ein
mal in Berlin ein paar tauſend aufſäſſige Matroſen im
Schach halten!

Oderberg und Karwin vor der
franzöſiſchen Beſetzung

Nach der „Oberſchleſiſchen Volkszeitung“ wird gemeldet,
daß in den nächſten Tagen die dicht au der preußiſchen
Grenze liegenden Orte Oderberg und Karwin von
franzöſiſchen Truppen beſetzt werden.

Poſen, 1. Januar.
Wie mitgeteilt wird, iſt zwiſchen Polen und Deutſchen eine

Einigung erzielt, nach der in Zukunft Ruhe und Ordnung ge
währleiſtet werden kann.

Die Polen beſetzten in Gneſen die Jnfanterie- und Dra-
gonerkaſerne. Als aus Bromberg eine Abteilung des Heimats-
ſchutzes ankam, kam es zu einem Feuergefecht, bei dem es
auf beiden Seiten Tote und Verwundete gab.

Der deutſche Volksrat in Weſtpoſen hat an die deutſche
Waffenſtillſtandskommiſſion einen Proteſt geſandt, in dem er im
Namen von 8000 Deutſchen erſucht, mit Nachdruck darauf hinzu-
wirken, daß die Grenzen des Reiches vom 1. Auguſt 1914
reſpektiert und aufrecht erhalten werden. Es ſoll keine Beſetzung
7 Gebietsteilen im Oſten vor der Friedenskonferenz ſtatt

nden.
v

Mackenſen von Franzoſen interniert
Budapeſt, 31. Dezember.

Jm Laufe des heutigen Vormittags ſind etwa 2000
Mann franzöſiſche Truppen hier eingetroffen,
die in Nakoſpalota einquartiert wurden. Gegen 8 Uhr
früh zog wie die Blätter melden ein Detachement von
ungefähr 800 Franzoſen nach Foth, umſtellte das Schloß
des Grafen Ladislaus Karolyi, wo Feld marſchall von
Mackenſen einquartiert iſt. Als Mackenſen von dem Vor-
haben der franzöſiſchen Truppen erfuhr, proteſtierte
er dagegen, da er ſich der ungariſchen Regierung zur Ver
fügung geſtellt habe. Der Kommandant der franzöſiſchen
Truppen nahm jedoch den Proteſt nicht zur Kenntnis, begab
ſich zu Mackenſen und teilte ihm mit, daß er auf höheren
Befehl das Schloß beſetzen und den Feld marſchall inter
nieren müſſe. Mackenſen proteſtierte neuerdings. Dieſen
Proteſt hat aber der franzöſiſche Offizier abgelehnt und
feinen Leuten entſprechende Befehle erteilt. Mackenſen
wandte ſich unverzüglich an den Miniſterpräſidenten
Karolyi um Schutz und Genugtuung. Karolyi hat ſofort
den Kriegsminiſter Feſtetics aufgeſucht, um mit ihm über
das Vorgehen der Regierung zu beraten.

a

Japan greift Sowjetrußland vom Oſten an
Amſterdam, 31. Dezember.

Aus London wird gemeldet: Der „Morning Poſt“ zufolge
haben die Japaner am 20. Dezember die Einberufung von fünf
weiteren Jahresklaſſen angeordnet. Japaniſche Vortruppen
ſtehen, nach weiberen Mitteilungen der Blätter, kaum noch
fünf Tagesmärſche vom Ural- Gebiet entfernt.

Wilſons Reiſe nach Rom
Paris, 1. Januar.

Präſident Wilſon erklärte, daß die Demiſſion einiger italie-
miſcher Kabinettsmitglieder ſeine Pläne nicht ändere. Er reiſe
trotzdem nach Rom.

Balfour, der in Paris eingetroffen iſt, hatte mit Oberſt
e eine Unterredung, die die Feſtlegung von Einzelheiten
die Friedenskonferenz betraf.

Holland und die Scheldemündung
London, 31. Dezember.

Der „Daily Telegraph“ meldet aus Paris: Die holländiſche
Regierung hat jetzt zugeſtimmt, daß die Schelde zum Trans-
port von Vorräten für die alliierten Truppen
in Deutſchland benutzt wird.

Rücktrittsgeſuche
Nach Se d nei derſchatzamt iſt, ſein Rücktri uch eingereicht.vung hat n iel im Amte u M eiben. i a u ky hat

ſein Rücktvittsgeſuch eingereicht.

Der preußiſche Miniſter Ströbel erklärt zugleich im Auftrage
von Dr. Breitſcheid, Hofer und Simon Dr. Roſenfeld, Adolf
und Paul Hoffmann ſind ihm nicht erreichbar geweſen in
einer Mitteilung an den Zentralrat, durchaus auf dem Boden der
Auffaſſungen zu ſtehen, welche Barth, Dittmann und Haaſe zum
Austritt aus dem Rat der Volksbeauftragten veranlaßt hätten,
und erſucht demnach, um eine Klärung ihrer Stellung als preu
ßiſche Miniſter herbeizuführen und über ein weiberes Verbleiben
im Aunnte ſchlüſſig werden zu können, um eine Beſprechung mit

Müller erneut über Deutſchlands
Wirtſchaftslage

Amſterdam, 31.Wie der aus London meldet, hat I Wnder-
hen Ethetefeireat de Necheiriſcheſante De Mile

mi m Staatsſekretä i i Müirtſchaftsleben r ſich augenblicklich

ver Abgeſehen davon,
engen von Lebensmitteln und Roh

welch
materigl Deutſchland im Ausland, in dOeſterreichUngarn gehabt hat. Dazu kommt, daß das
Deutſchland noch beſitzt, tgroße Ausbeſfſerungen i Eine weitereSchwierigkeit für das Wirtſchaftsleben bildet die entſetzliche
Steigerung der Preiſe für alle Artikel, nicht nur für
Stahl, Eiſen, Kupfer uſtv., ſondern auch alle Lebensmittel.
Außerdem fordern die Arbeiter noch Aufbeſſerungen ihrer
jetzigen Löhne. Große Streiks ſtehen bevor. Durch die
Forderungen der Arbeiter werden die Preiſe der Artikel vielleicht
ſo hoch werden, daß Deutſchland nicht mehr auf dem Weltmarkt
konkurrieven kann, ſo daß der Export, von dem 209 Prozent der
deutſchen Arbeiter früher lebten, ſich wicht wieder werde erholen
können. Das Streben der deutſchen Wirkſchaftspolitik muß alſo
in Zukunft darauf gerichtet ſein, nicht nur die Löhne, ſondern
auch ſämtliche Preiſe für Rohmaterial aller Art und verarbeitebe
Produkte, ſowie Leb 1 zu ü Nur, wenn das ge
ſchieht, ift Deutſchland noch imſtande, ſich wieder in die Höhe zu
arbeiten und z. B. die Schadenvergütungen zu bezahlen.
Wenn Deutſchland Elſaß-Lothringen verliert und die
Einfuhr von Eiſen aus Luxemburg und den anderen Ländern
aufhört, ſo entſteht dadurch für Deutſchland ein Ausfall von un
gefähr 28 Millionen Tonnen Eiſenerze. Deutſchland würde dann
nur noch Roheiſen für den eigenen Bedarf erzeugen können.
Eine andere große Gefahr für die Zukunft Deutſchlands iſt die
Kohlenfrage. Wenn Frankreich auch das Saarbecken an
nektieren ſollte, ſo würde Deutſchland jährlich 10 Millionen
Tonnen Kohlen verlieren. Wenn Frankreich Kohlen
aus dem Saarbecken erhielte, ſo würden die Franzoſen wahr-
ſcheinlich ſelbſt verſuchen, die 2237 aus ElſaßLothringen zu ver
arbeiten. Das wird aber nicht gelingen, weil Frankreich im
übrigen arm an Steinkohlen iſt. Es wäre im Jntereſſe beider
Länder, wenn Frankreich die Erze aus ElſaßLothringen Deutſch
land lieferte, und dieſes wiederum die nötigen Kohlen Frankreich
verſchaffte, daß über viel beſſeren und reicheren Erzbergbau in
der Normandie verfügt. Durch eine ſolche Regelung wäre beiden
Ländern geholfen. Eine andere Gefahr in der Kohlenfrage ſind
die annexioniſtiſchen Wünſche der Polen. Zu alldieſen betrüblichen Ausſichten kommt noch, daß Deutſchland im
Kriege faſt alle ſeine Kunden verloren hat. Auf einigen Gebie-
ten, wie z. B. der Chemikalien, iſt es im Augenblick noch im
ſtande, zu konkurrieven.

Aber Deutſchland will arbeiten, und wenn man ihm
nur die Kohlendiſtrikte läßt und die nötigen Rohmaterialien und
Lebensmittel verſchafft, ſo wird der fleißige und ſparſame
deutſche Arbeiter zeigen, daß Deutſchland geſonnen iſt, allen
Ver pflichtungen nachzukommen. Setzt man Deutſchland aber
nicht in den Stand, für die Lieferung von Fabrikprodukten als
Gegenleiſtung Rohſtoffe zu erhalten, nimmt man Deutſchland
einen Teil ſeiner Erze und Kohlendiſtrikte ab, dann müſſen
mindeſtens 20 Prozent der deutſchen Bevölkerung

en w a o d S r wirdelbſt mit Hilfe vom Auslan ange Zeit die größten
finangztellen Schwierigkeiten haben.

An die deutſchen Landwirte!
Es beſteht die Abſicht, vornehmlich zurückkehrende Kriegs

teilnehmer in Deutſchland auf dem Lande anzuſiedeln. Wir
kö nen nur wünſchen, daß dieſes Anſiedlungswerk unſern ver
dienten Kriegern zum Segen gereicht und daß dadurch die Er
zeugung des deutſchen Ackers an Nahrungsmitteln für das deutſche
Volk nicht beeinträchtigt wird. Es iſt deshalb allſeits als nob
wendig anerkannt worden, daß die Anzuſiedelnden die notwendige
Kenntnis des land wirtſchaftlichen Betriebes beſitzen, um als
ſelbſtädige Betriebsleiter ihre Wirtſchaften ſachgemäß betveiben
zu können. Wenn das nicht möglich iſt, würden ſie auf den
neuen Wirtſchaften nicht ihr Fortkommen finden, und die für das
Volk dringend notwendige Erzeugung an Nahrungsmitteln würde
darunter leiden Es werden infolgedeſſen in nächſter Zeit vor
ausſichtlich viele Menſchen den Verſuch mexhen, ſich landwirt
ſchaftliche Kenntniſſe im Betriebe zu erwerben. Wir bitten des
halb alle unſere Mitglieder und die deutſchen Landwirte über
haupt, nach Möglichkeit ſolche Menſchen, die den Wunſch haben,
die Landwirtſchaft praktiſch zu erlernen, darin durch Aufnahme
in ihrem Betriebe als Eleven, Volontaire oder wie immer zu
unterſtützen, und wir würden ſehr dankbar ſein für Mitteilungen
an den Bund der Landwirte, Berlin SW 11, Deſſauer Straße 26,
worin die Bereitwilligkeit zur Aufnahme eines oder mehrerer
Lernender ausgeſprochen und die Bedingungen dieſer Aufnahme
mitgeteilt ſind. Es braucht nicht beſonders betont zu werden, daß
eine unentgeltiche Aufnahme, angeſichts des guten Zweckes, mit
Dank begrüßt werden würde.

Der engere Vorſtand des Bundes der Landwirte.
Freiherr v. Wangenheim. Dr. Roeſicka. Dr. v. Volkmann

Vorſitzende. Direkhbor.
Abſchied des Admiral Scheer

Admiral Scheer, der Chef des Admiralſtabes der
Marine, hat auf ſein Geſuchen den Abſchied mit der
geſetzlichen Penſion erhalten. Der Komman
dierende Admiral des Marinekorps von Schröder iſt
auf ſein Geſuch ſeiner Stellung enthoben worden.

Ein Kufruf an die Oſtfront
Kameraden der Oſtfront!

Für uns iſt heute die größte Sorge, unſere Kameraden, die
noch im Oſten ſtehen, ſchnellſtens und ſicher nach Hauſe zu
bringen. Wir alle wiſſen jedoch, daß der Rücktransport unſerer
Kameraden nur ſicher iſt, wenn er ſich in Ruhe, Ordnung
und ſelbſtgewollter eiſerner Diſziplin vollzieht.
Leider liegen Fälle von Diſzivlinloſigkeit vor, die, wenn ſie
weiter um ſich greifen, zum Zuſammenbruch des Ganzen führen
können. Wohl fühlen wir mit euch die Sehnſucht nach Hauſe,
nach Weib und Kind und glauben verſichern zu können, daß alle
wohlbehalten in die Heimat kommen, wenn Ordnung und Selbſt
zucht herrſcht und jeder auf ſeinem Poſten bleibt. Aber auch nur
dann wird alles irgend mögliche getan, um ſchnell zu helfen.
Freiwillige zur Sicherung der Bahnlinien werden in
erhöhtem Maße geworben und ſchnelſſtens ins beſetzte Gebiet be-
fördert. Die Zahl der Züge zum Rücktransport der Kameraden
wird vermehrt werden, wenn auch der Bahnverkehr in der Heima
dadurch noch mehr beeinträchtigt wird. Jn ſchchwerer Stunde
wenden wir uns deshalb noch einmal an euch. Ueber vier Jahre
habt ihr dem verhaßlen, militariſtiſchen Syſtem Gehorſam ge-
leiſtet, obwohl ihr empört waret über ſeine Ungerechtigkeit und
ſeine Mißwirtichaft. Jetzt Iieat dieſes Shitom am Boden Und

was
daß
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da ſoll es
lich ſein, inSee der r ſchlägt. Jeder muß ſich jetzt mitveran,
wortlich für das Ganze fühlen. Wer ſeinen Poſten
e eigenmächtig von ſeiner Truppe entfernt, verſündigt an
einen Kameraden und läd ſ e auf ſichHaltet alſo aus, bis eure Aufgabe gelöſt oder eure Ablöſung a

der Heimat eingetroffen iſt. Es darf in gefahrvoller Stunde da
Gefühl des wahren kameradſchaftlichen Zuſammenhaltens nigt
nachlaſſen. Jm Gegenteil, gerade jetzt unter den neuen Verhäſſ,
niſſen muß der Spruch wahr werden: Alle für einen und einer
für alle!

Die Delegation ber Oſtfront.
Wäger. Maier.

Der Zentralrat.
Leinert. Max Cohen.

Aus der Deutſchnationalen Volkspartei
Die Deutſchnationale Volkspartei in Leip.

zig hat, um nach Möglichkeit eine einige geſchloſſene Front dez
Bürgertums aufzubauen, gegen die vereinigte Sozialdemokratie,
am 16. Dezember an die hieſige demokratiſche Partei die ſchrift
liche Anfrage gerichtet, wie ſie ſich zu der Frage der Aufſtell
gemeinſamer Liſten bei der bevorſtehenden Wahl zur Nation
verſammlung verhält. Eine Antwort iſt bis zum heutigen T
nicht eingegangen. Die Verzögerung der Antwort hat die
tung der Deutſchnationalen Volkspartei veranlaßt, eine eigene
Liſte aufzuſtellen, die zur feſtgeſetzten Zeit dem Wahlkom
miſſar eingereicht werden wird. An der Spitze der Liſte ſteht
der bisherige Landtagsabgeordnete Dr. PhilippBorna.
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e Se er be a
oder

Jn Oſterburg (Altmark) wurde bei außerordentliqh
ſtarker Teilnahme aus der Stadt ſelbſt ſowie von den umliegen-
den Ortſchaften eine Ortsgruppe der Deutſchnatio,
nalen Volkspartei gegründet.

Eſſen, 81. Dezember 1918.
Von einem größeren Kreiſe der Mitglieder des Nationg,

len Vereins, in dem ſeit vielen Jahren die nationalen Par.
teien vereinigt waren, iſt in Eſſen eine Ortsgruppe det
deutſchen Volkspartei für Eſſen-Stadt und Land gegründet woren, die innerhalb des Nationalen Vereins ihre poli
tiſchen Jntereſſen vertreten wird. Da ähnliche Ortsgruppen in
den vier anderen Kreiſen des Wahlbezirks Düſſeldorf-Oft,
nämlich in Lennep-Mettmann-Remſcheid, Solin,
en, Düſſeldorf- Stadt und -Land und Elber-
eld-Barmen bereits beſtehen, beſitzt der Wahlbezirt

Düſſeldorf-Oſt nunmehr in ſämtlichen Wahlkreiſen Orts
gruppen der Deutſchen Volkspartei.

Kandidaten der deutſchnationalen Volks-
partei für Schleswig-Holſtein. Der Landesverbam
SchleswigHolſtein der Deutſchnationalen Volkspartei hat fol
gende Vorſchlagsliſte für die Deutſchnationale Volkspartei auf-
geſtellt: Oberlehrer Dr. Oberfehren-Kiel, Frau Martha Voß-
ZietzSchwartau, Landgerichtsdirektor Dr. Lohmann-Blankeneſe,
Arbeiterſekretär Backei-Flensburg, Fabrikant Menck-Altona,
Sozialſekretär Roth-Wendtorf, Landrat a. D. Roppe--Schleswig,
Steinſetzmeiſter Pohl-Zulin, Gutsbeſiher Henneberg-Hohenholm,
Mittelſchullehrer
Weſſelburen.

Buhk-Gr.-Flottbeck, Dohren-Bürgermeiſter

Halle und Amgebung
alle, 2 Januar

Jahres- Abſchied m
Das Jahr ging ſtill zu Ende; wie alle Jahre. Aber der

öffentliche „ProſtNeujahrsbetrieb“, der die tiefe Gindringlichkeit
der Silveſterſtille nun einmal mit den Aufdringlichkeitden ſeine
nimmer nüchternen Treibens füllen mauß, war in der Stadt ver,
ſchiedentlich wieder auf voller Höhe. Die Schankſtätten vangen
faſt allgemein mit gewaltigem Andrange. Jn den größeren
Kaffeehäuſern und Weinſtuben waren ſchon Tage vorher die
meiſten Tiſche vergriffen. Die Kapellen muſizierten mit letzter
Kraft, die Kellner ſchwitzten, die Geſchäftsfühver ſelbſt wurden
heiß, die Wirte lächelten dankbarſt und voll Huld; „unbekannte
Damen ohne Begleitung wurden nicht bedient.

Die Straßen und Gaſſen nickten vor Mihternacht in alltäg.
lichem Halbſchlummer; hier und da trippelt ein Pärchen durqh
den Schmutz, die Trambahnen fahren hin und wieder; ſonſt Stille
nah und fern. Die letzte Jahresviertelſtunde bringt das übliche
Cresendo. Die Häuſer öffnen ſich, die Fenſter, Weihnachtsbäume
ſtehen im Licht niederbrennender Kerzen, der Lärm des Glüh-
weins und die ſelige Rührung der Punſchterrine tragen ſich hin
aus auf die Straßen. Leutchen, die genug, Dämchen, die zuviel
des ſüßen Tranks genoſſen, kichern aus den Fenſtern. Minuten
nur noch hat das alte Jahr. Von ferne ſchlägt der erſte Turm
die Scheideſtunde, vier Viertel und zwölf harkte, gemeſſene
Schläge. Das alte Jahr vergangen iſt, verſunken im Schoße der
Ewigkeit. Begraben iſt, was in ungeheurem Erleben in ihm
liegt. Rufe ſchallen näher und ferner, die Stadt wird wach, wird
laut, vom Markt und von St. Paulus her läuten die Kirchen
glochen; „Proſt Reſt!“ und „Sursum cordal“ ſind die Loſung
Und ſind's zu allen Tagen.

Die Nacht iſt kalt geworden. „Neujahrsnacht ſtill und klar
Deutet auf ein gutes Jahr.“. Gebs Gott! Lange noch bleibt
der Tumult auf Markt und Straßen laut. Geſang und was
weniger als dies, Lachen und Scherzen und was mehr als das,
ingen vom Pflaſter herauf bis an den ſpäten Morgen.

Und des jungen Jahres ſtrahlende Sonne weckte die Stadt
zu einem neuen Tage voll lichter Klarheit. Neu Jahr gibt ein

neu Hoffen. J„H. 5.“-Sportberichte
Thüringer Sport.

(Eigene Drahtmeldung,)
Der Thüringer Sport liegt infolge der Verkehrsnot noch arg

nieder. Es fanden wenige Spiele ſtatt.
Nordhauſen: Hohenzollern gegen Wacker; nach kurzem Spiel

abgebrochen
Weißenfels: Preußen II gegen Hohenzollern II 2:4.

Am Sonntag ſſtielt V. f. B. II- Merſeburg gegen
Wacker II im Olympiapark.

Favvorit ſchlägt 96 I 3:0. 96 trat mit fünf Mann Srſah
an. Wir berichten über das Spiel noch. 986 IV gegen
Wacker IV 4:3 (0:3).

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortlich für den volitiſchen Teil: Helmut Böttcher; Vo
Ferdinand Querfurt; für die Abteilung Kunſt, Wiſſenſchaft, Un
ſowie für den lokalen Teil: Adolf Meyer für vrovinzielle N
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen T
Querfurt; für den Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in HVerlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, Halle a 2. d

Verlagsdireitor: Robert Poetzſch.

Ferdinanf
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